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Antrag

des NEOS Landtagsklub (Erstantragstellerin KO LA Birgit Obermüller)
betreffend: Karenzmodell für Bürgermeister:innen

Der Landtag wolle beschließen:
“Die Tiroler Landesregierung wird ersucht, eine gesetzliche Regelung, ähnlich jener in Niederösterreich, für ein Karenzmodell für Bürgermeisterinnen und Bürgermeister zu erarbeiten und dem Tiroler Landtag zur Beschlussfassung vorzulegen.”

Zuweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wohnen, Raumordnung, Rechts- und Gemeindeangelegenheiten
Ausschuss für Soziales, Frauen, Integration und Inklusion sowie Gesundheit und Pflege

Begründung:
Die Gemeindepolitik ist das Fundament der österreichischen Demokratie. Dennoch sind Frauen in politischen Führungsfunktionen auf kommunaler Ebene nach wie vor deutlich unterrepräsentiert. In Tirol ist der Anteil von Bürgermeisterinnen mit nicht einmal 8% sehr gering.
Ein wesentlicher Grund dafür liegt in der schwierigen Vereinbarkeit von politischem Spitzenamt und Familiengründung. Das Bürgermeisteramt ist mit hoher Verantwortung, großer zeitlicher Belastung und dauerhafter Präsenz verbunden. Für viele Frauen stellt insbesondere die Frage der Vereinbarkeit mit Schwangerschaft und der Betreuung eines Kleinkindes eine erhebliche Hürde dar, ein solches Amt zu übernehmen oder zu kandidieren.
Ein gesetzlich geregeltes Karenzmodell für Bürgermeister:innen könnte hier eine wichtige Verbesserung darstellen. Eine solche Regelung würde es ermöglichen, dass Bürgermeisterinnen, aber auch Bürgermeister, nach der Geburt eines Kindes ihr Amt vorübergehend ruhend stellen, während eine gesetzlich vorgesehene Vertretung, etwa durch den Vizebürgermeister oder die Vizebürgermeisterin, die Amtsgeschäfte übernimmt. Ein derartiges Modell besteht bereits in Niederösterreich und zeigt, dass eine praktikable Lösung möglich ist, ohne die Funktionsfähigkeit der Gemeindeverwaltung zu beeinträchtigen. Ein Karenzmodell würde ein wichtiges Signal für mehr Chancengleichheit in der Kommunalpolitik setzen und dazu beitragen, die politischen Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass mehr Frauen bereit sind, Verantwortung in der Gemeindepolitik zu übernehmen.
Gerade angesichts der großen Bedeutung der Gemeinden für das gesellschaftliche Zusammenleben ist es im Interesse der demokratischen Entwicklung, mehr Frauen für politische Führungsfunktionen auf kommunaler Ebene zu gewinnen. Eine gesetzliche Verankerung eines Karenzmodells für Bürgermeisterinnen kann hierfür einen wichtigen Beitrag leisten.

Innsbruck, am 16. März 2026
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